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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Forstgesetz 1975 geändert 
wird; Stellungnahme 

Die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst übermittelt zu oben angeführtem Betreff folgende 
Stellungnahme: 

1.) Die gesetzliche Verankerung der Änderung der Forstfachschule auf zwei Schulstufen 
wird von der GÖD ausdrücklich begrüßt. Damit wird eine jahrelange Forderung von 
uns nunmehr umgesetzt. Hierdurch erfolgt eine klare Verbesserung der 
Ausbildungsqualifikation im Bereich des Forstpersonals. 

2.) Die GÖD ersucht weiters im Rahmen dieser Novelle auch die Thematik der 
Forststraßenprojektierung, der Forststraßenplanung und der Bauaufsicht gem. den 
beiliegenden Abänderungsvorschlägen in den §§ 61, 63 und 64 zu berücksichtigen. 

3,) Abschließend dürfen wir auch noch auf folgende Thematik hinweisen: 
Im Parlament wurde ein Nationaler Qualifikationsrahmen (NQR) beschlossen, der 
künftig die verschiedenen Ausbildungen in 8 Stufen kategorisieren soll. In diesem 
Rahmen ist auch die Försterausbildung betroffen: Absolvierung einer berufsbildenden 
Höheren Schule mit Maturaabschluss sowie Absolvierung einer Staatsprüfung im 
Sinne des Forstgesetzes, Hier fordern wir, dass die Försterausbildung auf jeden Fall 
i.n die geplante Stufe 6 eingereiht wird. Nötige7 faliS ären hier auch entsprechende 
Anderungen im Forstgesetz vorzusehef-' ) ;J. 
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• • 
RIS l1unde!'irechl konsolidiert 

2. du; rur eine Dauer von melll ab einem Jahr ange legt wird und 

3. hei der die mit der Errichtung verbundenen Erdbewegungcn eine Änderung des bisherigen 
Niveaus von mehr als einem halben Meter ausmachen oder mehr als ein Drittel der Länge 
geschottert oder befes tigt 1SI. 

(3) Eine fonaliche Matcrialseilbahn ist eine der Bringung d ienende Seilfö rderanlage mit Tragseil 
ohne beschränkt öffe1111ichen Verkehr. 

Allgemeine Vorsclll"ifteu für Bringungsanlagen 

~ 60. (I) Bringungsanlagen sind so zu planen, zu erridllc::n und zu erhalten, daß unter 
Beriicksichtigung technischer und wirtschaftlicher Ges ichtspunkte Waldboden und Bewuchs möglichst 
wenig Schaden erle iden, insbesondere in den Wald nur so weit e ingegriffen wird, als es dessen 
Erschließung erfordert . 

(2) Unbeschadet der Bestimmung des Abs. 1 darf dun.:h die Errichtung, Erhaltung und Benützung 
von Bringungsanlagen jedenfalls nicht 

a) e ine gefahrliche Erosion herbeigefuhrt . 

b) der Hochwasserabfluß VOll Wi ldbächen behindert. 

e) die Entstehung von Lawinen begünstigt oder deren Schadenswirkung erhöht, 

d) die G leichgewiehtslage von Rutschgelände gestön oder 

e) der Abfluß von Niederschlagswässern so ungünstig beeinflußt werden, daß Gefahren oder 
Schäden landeskultureller Art heraufbeschworen oder die Walderhaltung gefährdet oder 
unmöglich gemacht werden. 

(3) Im Zusammenhang mit der Errichtung oder Erhaltung von Bringungsanlagen sind Eingriffe der 
1m Ahs. 2 umschriebenen Art zulässig. sofern sie unvenneidbar sind, möglichst gering und kurzfristig 
gehahen werden und durch sie verursachte Gefährdungen jederzeit behoben werden können. Die 
Eingriffe müssen jedoch raschestmöglich wieder bese itigt oder abgesichert werden. 

1)lanung und Bauaufsicht 

§ 61_ (1) Rringungsanlagen dürfen nur auf CinlIlci ('incr Planung lind lInter der Rauaufsiclll befugter 
Fachkräfte errichtet werden. 

(2) Befugte Fachkräfte iffi.-S~n.fl--Eies Aas. I smtlfll ••••••••••••••••••• 
I. für Ehe 'PlaRIr:Hlg Aase]"SlltBIl aer "H!'silaung naeh 3 I Q3 fl.8S. I Z I Ima 
2. ruf etieBa~a~( Ehe in 61 geflan:Atee AsselysRteR uns Ai3sel'-i:lRtelR sec Al:l.iS iI Eh:lIl t:> llsell 

i lGj Abs. ll. 2. 

(3) Ein Ausbau von in Benützung befindlichen Bringungs811Jagen gilt dann nicht als Errichtung. 
wenn durch den Ausbau Waldhoden nur in unerheblichem Ausmaß beansprucht wird. 

(4) Der Bauwerber, die fiir die Planung und Bauaufs icht befugten Fachkräfte und die mit der 
Durchfiihrung des Baues Beauftragten haben die Bestimmungen über forstli che Bringungsanlagen 
e inzuhalten, Der Bau\ .... erber, die befugte Fachkraft für die Bauaufsicht und die mit der Durchführung des 
Baues Beauftragten haben sich vo r Beginn der Arbeiten zu unterrichten, ob und zutreffendenfalls unter 
welchen Bedingungen und Auflagen die Errichtung der Bringungsanlage zulässig ist. 

Bewillig ullgspflic h tige Bringuilgsanlagen 

§ 62. (I) Die Errichtung folgender Bringungsanlagen bedarf der Bewilligung der Behörde 
( Errichtungsbewilligung): 

a) ortsfeste forstliche Materia lse ilbahnen. 

b) nicht ortsfeste forstliche Materialseilbahnen, wenn sie ortsfeste forstliche Materialseilbahnen 
kreuzen oder fremde Gebäude gefahrden könnten , 

c) Forststraßen, wenn sie durch e in Arbeitsfeld der Wildbach- und Lawmenverbauung oder durch 
Schutzwald oder Bannwald fuhren, 

d) sämtliche BringungsanJagen, wenn durch das Bauvorhaben öffentliche Interessen der 
Landesverteidigung, der Eisenbahnverwalrungen, des Luftverkehrs, des Bergbaues, der Post- und 
Telegraphenverwaltung, der öffentlichen Straßen und der Elektrizitätsuntemehmungen beriihrt 
werden. 

(1 a) Einer Bewilligung gemäß Abs. 1 lit. d bedarf es nicht, wenn der Antragsteller e ine schrift liche 
Zustimmung der für das betreffende öffentli che Interesse zuständigen Behörde vorlegt. 

(2) Die Be,villigung ist zu ertei len. wenn die Bringungsanlagt;: so gep lant ist. daß 
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• • 
RIS Bundel'recht kunsolidi er1 

a) sie den Bestimmungen des * 60, gegebenenfalls auch jenen des § 22 Abs. I. entspricht, 
b) sie unter Bedachtnahmc auf die besonderen Verhältni sse im Wald nach den fo rstfachlichen 

Erkenntnissen unbedenkl ich ist. 
c) sie, soweit es sic h um Anlagen gemäß Abs. 1 lit. a und b handel!. vom Standpunkt de r 

Betriebssicherheit aus unbedenklich ist, 

d) soweit es sich um Forststraßen gemäß Abs. I Iit. c handelt. die Interessen der Wildbach- und 
Lawinenverbauung nicht beeinträchtigt werden oder die Einhaltung der Vorschreibwlgen im 
Bamtlegungsbescheid gewährleistet erscheint. 

(3) In der Errichtungsbewilligung s ind bei Bringungsanlagen gemäß Abs. I lit. a und b die vom 
Standpunkt der Sicherhen und Ordnung des Betriebes der Anlage, bei Bringungsanlagen gemäß Ab,. I 
lit. c und d die zur Waluung der angefiihnen öffemlichcn Interessen zusätzlich beantragten und 
erforderlichcn Vorkehrungen vorzuschreiben. Soweit die Vorschre ibung in den Fällen des Abs. I lit. c 
und d Maßnalullen zum Gegenstand hat , die in Wahrung öffentlicher Interessen auch olme die Errichtung 
der beantragten Bringungsanlage beabsichtigt waren oder jedenfa ll s zweckmäßig sind, ist der hie fUr in 
Betracht kommende Kostcnanleil von demj enigen zu tragen, der auch ohne die Errichtung der 
Bringungsanlage die Kosten für diese Maßnahmen zu tragen gehaht häne. 

(4) Die fen igste llung und die beabsichtig le Inbetriebnahme von bewilligungspflichtigen 
Bringungsanlagen ist der Behörde vier Wochen vor der Inbetriebnahme anzuzeigen. Diese hai die 
Einha ltung der in der Enichtungsbewilligung en thaltenen Vorschreibungen zu überprüfen und hierüber 
einen Bescheid zu erlassen. Erforderlichenfalls hat die Behörde die Inbetriebnahme zu untersagen oder an 
die Einhaltung bestimmter Vorschreibungen zu binden. 

(5) (All m · mljgel/Obptl durch BGB!. ! Nr. 5912002) 

Bewilligungsverf ahl'cll 

§ 63. ( I) Der Antrag auf emer 

für die Einleitung des Verfa hrens 
über die 

(2) Dem Verfahren sind als Partei auch die Eigentümer solcher Liegenschaften beizuziehen, die 
durch die Bringungsaruage in Nutzung oder Produktionskraft beeinträchtigt werden können. Soweit eine 
Bringungsanlage über eine Bergbauanlage oder unmittelbar an dieser entlang geführt werden so ll , ist auch 
der Bergbauberechligte dem Verfahren als Partei beizuziehen. 

(3) Werden gegen ein Bauvorhaben. gegen das sonst kein Anstand obwaltet , zivilrecht liehe 
Einwendungen erhoben, so hat die Behörde auf eine gütliche Einigung der Parteien hinzuwirken. Kommt 
eine solche nicht zustande. so hat die Behörde in ihrer Entscheidung über den Amrag die Parteien unter 
ausdrücklicher AnfLihrung de r durch den Bescheid nichl erledigten zivilrecht li chen Einwendungen zur 
Austragung derselben auf den Zivilrechtsweg zu verweisen. 

(4) In der Errichrungsbewilligung ist für die Fertigstellung der Bringungsonloge eine Frist 
vo rzuschreiben. Diese ist von der Behörde aufbegriindeten Antrag zu verlängern. 

(5) (Anm.: aufgehoben durch BGB!. ! NI'. 5912002) 

Anmeldepflichtige Forststr:..Oen 

l\H...reFti~"I:iRg anzuschließen. 
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